
Deutschland im Jahr 2023 - Die Dystopie: 

In den letzten zehn Jahren sind nach offiziellen Schätzungen weit über eine Million Flüchtlinge in das Land 

geströmt, und noch immer ist ungeklärt, wer die Verantwortung für diese Menschen übernimmt. Dennoch 

sind die öffentlichen Haushalte wohin man schaut völlig überlastet. 

Das Land wird von bodenloser Zwietracht und Inkompetenz regiert. 

Da sich EU, Bund, Länder und Kommunen über die Finanzierung weiterer Aufnahmestätten streiten, ist ein 

großer Teil der Ankommenden noch immer in improvisierten Zeltlagern untergebracht. Ein weiterer Teil reist 

orientierungslos von Land zu Land, ohne irgendwo aufgenommen zu werden. Hinzu kommen wöchentlich 

weitere Zehntausende, die keine freien Plätze finden. Viele von ihnen sind nicht registriert. Auch innerhalb 

der Bevölkerung besteht keine Einigkeit, wie mit der Situation umzugehen ist. In jeder Gemeinde, die ein 

Flüchtlingsheim bauen will, kommt es vermehrt zu rechten Ausschreitungen und Gegendemonstrationen. 

Zahlreiche Bürger solidarisieren sich mit den Flüchtlingen, indem sie bunte Luftballons steigen lassen und 

dabei Lieder von Rio Reiser und den Ärzten singen. Auch der bekannte Sänger U. gesellt sich dazu, um einem 

gerade aus dem Kongo eigewanderten 20jährigen seine Lederjacke zu schenken. Man geht sodann im guten 

Gewissen, alle Probleme auf der Welt gelöst zu haben, und den herzlosen und verbohrten Flüchtlingsgegnern 

moralisch überlegen zu sein, heim, wo sie bereits zahlreiche Leckereien von Nestle im Kühlschrank erwarten. 

Einig sind sich auch die Flüchtlingsgegner nur in einem Punkt: „Nicht in unserer Gemeinde!“. Auch bei der 

Frage nach dem „Wohin denn?“ ist man sich im Allgemeinen einig: „Egal. Hauptsache nicht zu uns.“ 

Wahlerfolge der wieder erstarkten Rechten setzen auch die gemäßigten Parteien unter Druck. 

Ein fataler Abwärtssog entsteht: 

Auch nach zehn Jahren hat ein Großteil der Untergebrachten nur lückenhafte Deutschkenntnisse, und ist 

nicht in der Lage, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen. Hinzu kommt der restriktive Umgang der Behörden 

mit (befristeten) Arbeitsgenehmigungen. Auch Fachkräfte, die mit hochqualifizierten Abschlüssen ins Land 

kommen, erleiden dieses Schicksal. Auch die öffentliche Versorgung mit Wasser, Lebensmitteln, Kleidung 

und Medizin deckt nur den nötigsten Bedarf ab, der der Staat weiterhin auf das Engagement seiner Bürger 

abstellt und – aus Angst davor, bei den nächsten Wahlen abgestraft zu werden – nur die nötigsten Ausgaben 

tätigt. Hunger und Epidemien sind an der Tagesordnung. Ein großer Teil der Einwanderer befindet sich auch 

rechtlich in der Schwebe. Zwar hart man sich 2015 darauf geeinigt, jene, die in ihrer Heimat aus politischen, 

religiösen oder ethnischen Gründen verfolgt werden, oder sich vor einem der Bürgerkriege in Afrika und im 

Nahen Osten retten wollen, vorübergehend aufzunehmen, und alle, die aus wirtschaftlichen Gründen aus 

dem Balkan, der Türkei und anderen sicheren Drittstaaten einreisen, schnellstmöglich wieder auszuweisen. 

Doch da viele ohne oder mit gefälschten Pässen einreisen, und auch in ihren Herkunftsländern Chaos herrscht 

oder nicht der Wille besteht, diese Menschen wieder aufzunehmen, und nach wie vor zu wenig Personal 

bereit steht, um die steigenden Fallzahlen zu bearbeiten, ziehen sich die Verfahren in die Länge. 

Eine Anpassung dieser Menschen an die europäische Kultur und die hier herrschenden Grundwerte – 

Toleranz gegenüber anderen religiösen und politischen Anschauungen, Gleichberechtigung von Mann und 

Frau, Glaubensfreiheit, Meinungsfreiheit, Einhaltung der hier geltenden Gesetze (Strafrecht, Meldepflicht 

etc.) und Akzeptanz der Ordnungsbehörden – Justiz und Polizei – hat nur im Ansatz stattgefunden. Grund 

hierfür ist u.a., dass auch nach zehn Jahren keine flächendeckenden Deutschkurse stattgefunden haben, und 

ein Fernbleiben von diesen dort, wo sie angeboten wurden, ohne Folgen blieb. Auch in den Kursen, die 

stattfinden, herrschen eklatante Missstände vor. Ein Lehrer kommt mittlerweile auf über fünfzig Schüler 

unterschiedlicher Sprache und Herkunft, die sich einen kleinen Klassenraum teilen müssen. Frauen sind in 

diesen Kursen nur selten, und wenn doch, oft schweigend, anzutreffen. Kurse, in denen die deutsche 

Gesellschaft – auch Gesetze, Sitten und Werte – vermittelt werden sollen, werden nur sporadisch besucht. 

Auch hier findet keine Kontrolle statt, ob die Kurse von allen Antragstellern besucht werden. 



Hinzu kommt, dass auch im Allgemeinen kaum Einheimische bereitgestellt wurden, um den Einwanderern zu 

vermitteln, wie sie sich in Europa zu verhalten haben, um Konflikte mit den Einheimischen zu vermeiden, und 

– in der vorauseilenden Furcht davor, als „rechts“ zu gelten – keine ernsthaften Konsequenzen ergriffen 

wurden, wenn jemand die Grenzen dessen, was hier erlaubt ist, übertreten hat. Auch die Bekämpfung der 

Jugendkriminalität an den sozialen Brennpunkten läuft weiter schleppend voran. 

Die allgemeine Euphorie, die zehn Jahre vorher herrschte, ist abgeklungen. 

Die ehrenamtlichen Helfer, die noch 2015 aufopferungsvoll Lebensmittel, Kleidung und Decken spendeten, 

sind aufgrund der wachsenden Menge der zu versorgenden Personen überlastet. Einige haben frustriert das 

Handtuch geworfen. Andere haben sich aufgrund der aufgeheizten Stimmung in den Flüchtlingslagern und 

wachsenden Spannungen zwischen den ethnischen Gruppierungen zurückgezogen. Und andere wiederum 

haben die Flüchtlingshilfe aufgegeben, nachdem sie aufgrund dessen Opfer rechter Gewalt wurden. 

Die Stimmung in der übrigen Bevölkerung verfinstert sich zunehmend, da einige moralisch weniger gefestigte 

Einwanderer die örtlichen Gärten und Supermärkte plündern, um ihre Familien zu ernähren, und ihren Müll 

und ihre Notdurft auf den öffentlichen Plätzen und Wegen hinterlassen. Zunehmende Gewalttaten radikaler 

Moslems, die bereits seit über 20 Jahren in Deutschland leben, geben denen, die eine Islamisierung 

befürchten, und „radikale Neuerungen in Deutschland“ fordern, Auftrieb. Und in all dem Chaos sorgt auch 

ein überraschendes Wiederauftauchen des Nationalsozialistischen Untergrunds dafür, dass auch die 

Stimmung der Einwanderer gegenüber den Einheimischen ins Negative umschlägt. 

In den Medien herrscht ein ähnliches Bild. 

Auch gut gemeinte öffentliche Kritik an den gegebenen Zuständen ist als „ausländerfeindliche Hetze“ 

unerwünscht. Gemäßigte Kräfte, die Kritik am öffentlichen Umgang mit der Flüchtlingskrise äußern und sich 

konkrete Verbesserungen für die Bevölkerung wünschen, werden von den radikalisierten Wutbürgern als 

„linksverseuchte Gutmenschen“ und „dümmliche Sozialromantiker“ die „den Untergang Deutschlands herbei 

sehnen“ und von den Linken als „Asylkritiker“, „herzlose Rassisten“ und „Ausländerfeinde“ beschimpft. 

Öffentliche Informationsveranstaltungen der Gemeinden zu neuen Flüchtlingsunterkünften finden aus Angst 

vor rechten und linken Ausschreitungen und fremdenfeindlichen Zwischenrufen und Drohungen radikaler 

Islamisten nicht mehr statt. Auch soziale Netzwerke werden gesperrt, um fremdenfeindlicher Hetze und der 

Verabredung zu Anschlägen vorzubeugen. Die öffentliche Diskussion teilt sich in unbeschränkte Solidarität 

gegenüber allen Einwanderern und totaler Verleugnung der ungelösten Probleme auf der einen und puren 

Fremdenhass auf der anderen Seite. Auch die verschiedenen Parteien nutzen die Stimmung für sich, um 

Wähler zu gewinnen. Die Situation der Flüchtlinge bleibt unverändert, da mehr Leute ihre Kraft und Zeit dafür 

verwenden, um zu demonstrieren, auf welcher Seite sie stehen, und ihren Hass gegen die andere Seite zu 

äußern, als Lösungen für die Krise zu finden. Eine Diskussion über den Umgang mit der Krise und deren 

Ursachen findet schon lange nicht mehr statt. Man zieht lieber Gräben. Folge: absoluter Stillstand. 

Währenddessen wird ein deutschlandweit bekannter Asylkritiker, der in mehreren Büchern in reißerischer 

Weise vor einer Überfremdung und dem Untergang des Abendlandes gewarnt hat, von einer libanesischen 

Jugendgang mit 50 Messerstichen niedergestochen und lebensgefährlich verletzt. Noch in derselben Nacht 

brennen zahlreiche Asylantenheime, wobei ein fünfjähriges Mädchen, das es nicht mehr rechtzeitig aus dem 

Zimmer schafft, umkommt. Der Bundestag beschließt, der Kanzlerin weitreichende Notstandsvollmachten zu 

verleihen, und die anstehende Bundestagswahl abzusagen. In vielen Städten des Bundes wird eine zeitlich 

unbefristete Ausgangssperre angeordnet, und sowohl das Internet als auch der Funkverkehr eingestellt, 

während an der Schweizer Grenze zahlreiche Bundesbürger versuchen, das Land zu verlassen. 

Ich gebe zu, dass ich hier ein sehr negatives Bild gezeichnet habe. So negativ, dass es viele wahrscheinlich 

überzogen finden. Und ich hoffe, mir selbst in zehn Jahren mit schüttelndem Kopf sagen zu können, welchen 

Mist ich auf den vergangenen zwei Seiten geschrieben und wie sehr ich mich im Irrtum befunden habe. 



Ich bin kein Hellseher. Das Bild zeigt nicht die Zukunft. Keiner, der bei Verstand ist, kann von sich behaupten, 

unfehlbare Prognosen abzugeben. Die mögliche Zukunft, die ich hier anhand einiger bestehender Probleme 

aus unserer Zeit geschildert habe, ist nur eine von vielen, und keinesfalls festgelegt. 

Es zeigt ein totales Versagen der Gesellschaft in allen Schichten: Politiker, die zu feige sind, unpopuläre 

Lösungen zu fordern. Bürger, die lieber auf der richtigen Seite stehen wollen, statt über den nächsten Tag 

nachzudenken. Und Einwanderer, die aufgrund ihrer eigenen kulturellen Vorstellungen von falsch und richtig 

auf ein verunsichertes, zerstrittenes Land treffen, das mit Blumen und bunten Luftballons auf der einen und 

brennenden Asylantenheimen und einer kaum verständlichen Bürokratie auf der anderen Seite reagiert, und 

daher ihre eigene, leichter verständliche Werteordnung über die ihrer Gastgeber stellen. 

Letztendlich liegt es auch in unserem Willen, wie wir auf die Situation reagieren. Ich habe im Folgenden ein 

paar Lösungsmöglichkeiten aufgezeigt. Nicht alle werden funktionieren, weil die egoistischen Interessen der 

einzelnen Länder, Kommunen, Bürger und der Ankömmlinge in vielen Fällen zu groß sind, um sich einem 

derartigen Plan unterzuordnen. Erschwerend kommen die chaotischen Zustände in den Herkunftsländern 

und der fehlende Wille der Profiteure in Amerika und Saudi Arabien, Verantwortung für die Flüchtlinge zu 

übernehmen, hinzu. Auch anerzogene Vorurteile („Darf man das eigentlich sagen?“) spielen eine Rolle.  

Dennoch kann die Krise mit viel Glück und dem eisernen Willen aller Betroffenen in einen gemeinsamen 

Vorteil verwandelt werden. Ich bin mir dabei im Klaren, dass nicht alle Vorschläge bei jedem wirken oder 

Gefallen verursachen werden, aber unvollkommene Lösungen sind immer noch besser als ideologische 

Brandreden für oder gegen Flüchtlinge. Und wer bessere Ideen hat, ist frei, sie hier zu äußern. 

 

Deutschland im Jahr 2023 - Die Utopie: 

Europa hat sich auf einen neuen Marshallplan geeinigt.  

Neben Quoten, welches Land wie viele Flüchtlinge aufnimmt, wurden – wie in der Griechenlandkrise, aber 

mit Erfolg – ungeheure Finanzmittel freigestellt, um die Krise auf allen Ebenen zu bewältigen. 

Stufe 1: 

Zunächst wurde ein Europäischer Einwanderungspakt aufgestellt, mit dessen Hilfe zahlreiche dezentrale 

Aufnahmelager errichtet wurden. Diese Lager werden zum Schutz der Einwanderer vor rechten Übergriffen 

und ethnisch oder religiös motivierten Übergriffen untereinander von zahlreichen Polizeibeamten bewacht. 

Hierdurch und durch eine vermehrte Bekämpfung der Jugendkriminalität an den sozialen Brennpunkten 

werden – auch für bereits integrierte Bürger mit Migrationshintergrund –neue Arbeitsplätze geschaffen.  

In den Aufnahmelagern werden eine medizinische Grundversorgung (Impfung) sowie Schlafmöglichkeiten 

und Lebensmittel sichergestellt. In dieser Zeit können mit Hilfe der Flüchtlinge zahlreiche ungenutzte land- 

und forstwirtschaftliche Flächen zur Förderung der Eigenversorgung dieser rekultiviert werden. 

Rassistisch und religiös motivierte Straftaten werden unabhängig vom Täter deutlich härter bestraft. Vor 

allem für jugendliche Intensivtäter werden in sog. „Bootcamps“ nach amerikanischem Vorbild verlegt. 

Behörden und Gerichte wurden zur Bearbeitung der Asylverfahren massiv aufgestockt, so dass viele im Zuge 

der gemeindegebiets- und Gerichtsreformen beschäftigungslos gewordene Bedienstete oder mit hohen 

Pensionslasten in den Vorruhestand versetzte Beamte wieder eine Aufgabe erhalten, und Menschen, die 

unberechtigt oder hier unter Vorspiegelung falscher Tatsachen Asyl suchen oder die öffentliche Sicherheit 

gefährden, zur Entlastung der Sozialkassen schneller abgeschoben werden können. Auch im Bildungs- und 

Gesundheitssystem und im Bauwesen werden neue Stellen geschaffen. 

Wer die erste Stufe beanstanden hat, d.h. als Flüchtling im Sinne der Genfer Konvention anerkennt werden 

kann und nicht durch kriminelle Handlungen auffällig wurde, kommt in die nächste Stufe. 



Stufe 2: 

Das Bildungssystem wird um eine neue Schulform ergänzt und in ein bipolares Schulsystem integriert. Die 

Bildungsminister haben erkannt, dass Klassen mit über 70prozentigem Migrantenanteil nicht funktionieren. 

Aufgrund dessen wird eine vorbereitende Schule geschaffen, in der die Migranten zunächst die deutsche 

Sprache und die wesentlichen Verhaltensregeln ihres derzeitigen Heimatlandes lernen können, bevor sie in 

das normale Schulsystem überführt werden. Als Lehrer fungieren fremdsprachlich gebildete Deutsche mit 

und ohne Migrationshintergrund. Eine Integration mit den Einheimischen und bereits akklimatisierten 

Einwanderern wird durch gemeinsame, mindestens monatlich stattfindende Projekttage gefördert. Wenn 

ein Kind der Schulpflicht nicht nachkommt, verliert die Familie ihr Bleiberecht. 

Auch Erwachsene erhalten fachkundig geleitete Sprach- und Integrationskurse. Wer diese nicht besucht, oder 

kriminell wird, verliert sein Bleiberecht. Durch eine persönliche Betreuung mit Sozialarbeitern wird eine 

Sozialisierung d.h. Integration in die deutsche Gesellschaft und ihre Handlungsnormen gefördert. 

Für Akademiker werden an den Hochschulen neue Möglichkeiten geschaffen, ihre im Ausland erworbenen 

Abschlüsse anerkennen zu lassen, um auch in Deutschland einer qualifizierten Tätigkeit nachzugehen. 

Wer bestimmte Wohlverhaltensregeln erfüllt, erhält dann Privilegien und darf in Stufe 3 überwechseln. 

Stufe 3: 

Nach fünf Jahren erfolgt eine Erfolgskontrolle. Wer nachweist, die deutsche Sprache erlernt zu haben, und 

einen Bildungsabschluss zu besitzen, in keine illegalen oder sicherheitsgefährdenden Handlungen verstrickt 

war, genießt bis zum Ende seines Asylrechts die Freizügigkeit und Berufsfreiheit. 

Kann die betroffene Person wieder in ihre Heimat zurückkehren, aber will es nicht kann nach Ermessen des 

Staates über die unbefristete Verlängerung des Bleiberechts entschieden werden. Hierbei ist wie im jetzigen 

Aufenthaltsgesetz der Bundesrepublik auf den „Wert“ der Person für die Gesellschaft abzustellen. 

Bis dahin werden die Asylsuchenden als Gegenleistung zu ihrer Unterstützung wie folgt verpflichtet: 

Technische Fachkräfte können für die Errichtung neuer Flüchtlingsunterkünfte oder zur städtebaulichen 

Sanierung eingesetzt werden. Zahlreiche leer stehende und verfallene Gebäude in den Städten werden neu 

hergerichtet und zur Unterbringung derer, die Stufe 3 bestanden haben, genutzt. 

Medizinische Fachkräfte können in der medizinischen Versorgung neuer Flüchtlinge eigesetzt werden. 

Weitere Qualifizierte können bei Ausübung einer Erwerbstätigkeit in den strukturell unterentwickelten, von 

Bevölkerungsschwund betroffenen Regionen leere Wohnungen einnehmen und unter staatlicher Begleitung 

wieder für einen konjunkturellen Aufschwung fruchtbar gemacht werden. Ängste in der Bevölkerung werden 

durch eine persönliche Vorstellung der Neubürger (Wer ist das – Was denkt er – Was macht er) abgebaut. 

Nicht qualifizierte oder sozialisierte Neubürger, die nicht abgeschoben werden können, werden im Gegenzug 

für größere persönliche Freiheiten für nicht einfache Tätigkeiten z.B. als Erntehelfer oder Reinigungskräfte 

eingesetzt. Da eine Zwangsarbeit ausgeschlossen bleiben muss, werden nicht Arbeitswillige durch höhere 

Leistungen als das Existenzminimum und Freiheiten bei der Wohnortwahl sowie eine verstärkte staatliche 

Betreuung in besonderen Integrationskursen nochmals zu einer Anpassung ermuntert. 

Stufe 4: 

In der o.g. Zeit wird von der EU in Zusammenarbeit mit Russland und China ein umfassendes Konjunktur-, 

Sicherheits- und Umweltschutzprogramm für den Nahen Osten und die Dritte Welt erarbeitet. Anstelle der 

Freeports wird ein auf den Grundzügen des Fair Trade errichtetes Freihandelsabkommen mit den nicht von 

Islamisten regierten oder gefährdeten Ländern in Afrika erarbeitet. Hierbei können auch die in Deutschland 

ausgebildeten Flüchtlinge beim Aufbau neuer Infrastruktur und Umweltschutz in den Ländern helfen. 


